
Bundessozialgericht-

Az.g_=- ll- BA.599£.6_6„
..

Verkündet am
280 Mai 1968

1 m N a m e n d e s V o
lik

e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

oooooooooooooooooooooooooo ooooooo oooooooooo ooooo 000

Beklagte und Bevisiousk1ägerin9

@ e g e n

Ooocooooooooocooo ooooo ooooooooc oooooooo ooao ooooooo Oo

Klägerin und Revision3beklagte9

ProzeßbevollmäChtj-gte:

00OOOOOOOOOOOOOOODOOOO000000

......— __t_r'_n-'.ü

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündlibhe Verhandlung vom 280 Mai 1968 hin durch

Senatspräsident Dro H a u e i s e n

‘ — Vorsitzender —„
Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter Dr„ B u s s‚
Bundessozialrichter Dro S p r i c k und

Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

4) Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landeschialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

70 Oktober 1966 aufgehobeno

2) Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Duisburg vom 80 Februar 1966

wird zurückgewiesen°

5) Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Klägerin begehrt eine Hinterbliebenenrente nach

5 42 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)°

Ihre Ehe mit dem versicherten Heinz S::xrtüxxn(geb015oDe—

zember 1919) wurde am 110 September 1962 aus dessen Ver—

schulden geschieden? das Urteil wurde am 280 Oktober 1962

rechtskräftig° In einem Vergleich vom 50 September 1962

hat die Klägerin für sich auf jeden Unterhalt durch den

Versicherten verzichteto Sie verdiente im Jahre 1965

als Telefonistin brutto 8161‚—— DM°

Der Versicherte befand sich im Winter 1962/1965 in

Strafhafta aus der er am 1° April 1965 entlassen wurde°
Vom 150 Mai 1965 an war er wieder'beschäftigto Im

Juli 1965 schloß er mit der Beigeladenen eine neue Ehe°

Am 500 Januar 1964 starb ero

Die Beklagte bewilligte der Beigeladenen durch Bescheid

vom 9° Juni 1964 eine Witwenrente„ Den von der Klägerin

im März 1964 gestellten Antrag auf Hinterbliebenenrente

lehnte sie dagegen durch Bescheid vom 50 Februar 1965

ab? weil die Voraussetzungen des 5 42 AVG nicht erfüllt

seien°

Die Klägerin hält die Voraussetzungen der letzten Alter—

native des 5 42 Satz 1 AVG (iodoFo des RVÄndG) für ge—
geben‚ weil ihr der Versicherte "im letzten Jahr vor
seinem Tode Unterhalt geleistet" habe°

Das Sozialgericht (SG) Duisburg wies die Klage durch
Urteil vom 80 Februar 1966 abc Auf die Berufung der

Klägerin hob das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—
Westfalen durch Urteil vom 70 Oktober 1966 die der
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Klägerin und der Beigeladenen erteilten Bescheide auf
und verurteilte die Beklagte& der Klägerin Rente ab

l° März 1964 zu gewähren0 Auf Grund der Beweisaufnahme

stellte das LSG fest? daß der Versicherte„ nachdem er

wieder über eine sichere Einnahmequelle verfügt habe?

der Klägerin für mindestens 4 Monate — für einen Monat
zwischen Juni und November 1963 und für November l965‚

Dezember 1965 und Januar 1964 — zur Bestreitung ihres

persönlichen Lebensbedarfs jeweils 909— DM zugewendet

habe; er habe regelmäßig Unterhalt zahlen wollen und
sei nur durch seinen Tod an weiteren Zahlungen gehin-

dert worden@ Diese Feststellungen reichten zur Anspruchs-

begründung nach @42 AVG Satz l„‘letzte Alternative auso
Hierfür genüge es9 daß im letzten Jahr vor dem Tode
überhaupt Unterhalt geleistet worden sei; die Leistungen

müßten nicht den gesamten Jahreszeitraum gedeckt habeno

In aller Regel könnten zwar nur Unterhaltsleistungen für

das ganze Jahr den Anspruch auf die Hinterbliebenenrente

begründen; der vorliegende Fall sei jedoch wegen der In—

haftierung des Versicherten und der folgenden beengten

wirtschaftlichen Verhältnisse besonders gelagert; die

Entscheidung des LSG stehe daher auch mit dem Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 280 Juni 1966 (BSG 25‚
86) im Einklang°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückzu—

weisen°

Sie rügt eine Verletzung des S 42 AVG (Satz l‚ letzte
Alternative)° Sie hält es nicht für gerechtfertigt‚ hier

eine Ausnahme von dem Grundsatz zu machen? daß sich die
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Unterhaltszahlungen des Versicherten auf den vollen Jahres—

zeitraum vor seinem Tode erstreckt haben müssen„

Die Klägerin beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno

Die Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet°

Im vorliegenden Rechtsstreit kommt von den Alternativen,

die nach 5 42 AVG den Anspruch auf Hinterbliebenenrente

begründen könnenJ allenfalls die letzte Alternative in
5 42 Satz 1 AVG in Betracht; die anderen Alternativen

und auch die Voraussetzungen des 5 42 Satz 2 AVG scheiden

wegen des Unterhaltsverzichts der Klägerin vom 5„ Septem—

ber 1965 von vornherein auso '

Die letzte Alternative des 5 42 Satz 1 AVGist erfüllt?
wenn der Versicherte seiner früheren Ehefrau "im letzten

2Jahr
vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat”° Dieser

Tatbestand ist nach den tatsächlichen Feststellungen des

LSG nicht gegeben? der gegenteiligen Auffassung des LSG

kann der erkennende Senat nicht folgen°

Wie der Senat in BSG 259 86 bereits entschieden hat„ sind
die Voraussetzungen der letzten Alternative des 3 42

Satz 1 AVG in der Regel nur erfüllt? wenn sich die Unter—

haltszahlungen des Versicherten an seine frühere Ehefrau

auf den vollen Jahreszeitraum vor dem Tode des Versicher—

ten erstreckt haben„ Die Hinterbliebenenrente nach % 42
V

AVG hat die Aufgabe‚ die durch den Tod des Versicherten

weggefallenen Unterhaltspflichten oder Unterhaltsleistun—

...5...
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gen gegenüber8einer früheren Frau zu ersetzen; das soll

aber nur für solche Unterhaltspflichtem und Unterhalts-

leistungen gelten‚ deren Fortdauer bei einer generalisie—

renden Betrachtungsweise auf Grund der vor dem Tode des

Versicherten objektiv gegebenen Verhältnisse zu unter—

stellen war° Deshalb ist nicht zu prüfen‚ ob der Ver—

sicherte im Falle seines Fortlebens unterhaltsfähig und

unterhaltswillig geblieben wäre; ebensowenig kommt es

darauf an‚ ob seinen Zahlungen die Absicht einer regel—
mäßigen Unterhaltsleistung zugrunde lag„ Aus dem darge-

legten Sinn und Zweck der Hinterbliebenenrente nach 5 42

AVG beantwortet sich auch die Frage, ob sich bei der

letzten Alternative des 5 42 Satz 1 die Unterhalts-
zahlungen auf das ganze Jahr vor dem Tode erstreckt

haben müssen° Insoweit kann auf Grund der im letzten

Jahr vor dem Tode des Versicherten objektiv gegebenen

Verhältnisse bei einer generalisierenden Betrachtunge—

weise nur dann eine Unterhaltszahlung von Dauer unter—

stellt werden? wenn der Versicherte tatsächlich für das

ganze Jahr vor seinem Tode an seine frühere Frau Unter-

halt gezahlt hat? Zahlungen nur für einen Teil des Jahres
können nicht genügen„ weil sie objektiv noch nicht die

Annahme rechtfertigen9 daß sich die frühere Frau bereits
auf einen dauernden Bezug von Unterhalt einstellen durfte,

Für diese Auslegung spricht auch die besondere Bedeutung?
die der letzten Alternative des 5 42 Satz 1_AVG zukommt„
Obgleich es bei ihr nicht der Prüfung bedarf9 ob die

Unterhaltsleistungen freiwillig oder auf Grund einer Un-

terhaltsverpflichtung erbracht worden sind (BSG 203 19 5)‚

kann der Sinn dieser Alternative doch nur darin liegen?

die freiwilligen Unterhaltsleistungen mij_zu berücksichti—

gen (BSG 12° 278; vgl° auch 5 592 Abs„ 1 RVG: "y_e_n_ig_s_t_e_n_s_
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während des letzten Jahres OOOOODOUnterhalt geleistet

hat")° Gerade aber bei freiwilligen Leistungen bedarf

der Nachweis eines Dauerzustandes strenger Anforderungen°

Aus diesem Grunde liegt es nahe, bei der letzten Alter-

native des S 42 Satz 1 AVG eine Unterhaltsleistung für„g

das gesamte Jahr vor dem Tode des Versicherten zu ver—

langen°

In BSG 25, 869 89 hat der Senat darauf hingewiesen? daß
Unterhaltsleistungen für einen Zeitraum von weniger als

einem Jahr nach der Rechtsprechung des BSG nur in beson-

deren Ausnahmefällen den Anspruch auf die Hinterbliebe—

nenrente begründen können° Dabei ist der eine "Ausnahme—

fall"‚ daß der Versicherte noch vor Ablauf eines Jahres

seit der Scheidung verstorben ist9 hier ohne Bedeutung;

er ist zudem kein echter "Ausnahmefall"o Denn die ver—.

schiedenen Alternativen des 5 42 AVG — einschließlich

der letzten — beziehen sich überhaupt nur auf Zeiten

zwischen der Scheidung und dem Tode des Versicherten; ist

diese Zeit kürzer als ein Jahr? dann muß sich der tat—
bestandsmäßig maßgebende Zeitraum zwangsläufig ent—

Sprechend verkürzen; es bleibt dann aber immer die Frage?

wieweit der verkürzte Zeitraum bei der letzten Alter—

native des 5 42 Satz 1 AVG mit Unterhaltszahlungen be—
legt sein muß° Deshalb kommt allenfalls ein Vergleich

mit dem vom 10 Senat in BSG 123 279 ff anerkannten Aus—

nahmefall in Betracht° Der dortige Sachverhalt hatte

jedoch Besonderheiten (vglo BSG 25? 89)9 die hier nicht

vorliegeno Er ist äuch sonst mit dem vorliegenden Fall

nicht vergleichbarc Eine Inhaftierung und die ihr folgen-

den beengteßwirtschaftlichen Verhältnisse sind nicht

Umstände9 die ein Versicherter weder beeinflussen
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noch beheben kann und die schlechthin jeder Unterhaltszahlung
entgegenstehen° Bei der 5° Alternative des 5 42 Satz 1 AVG

darf es zudem grundsätzlich nur auf die tatsächlichen Zahlun—

gen ankommen‚ die Gründe für das Unterbleiben von Zahlungen

sind unerheblicho Der Sinn und Zweck dieser Alternative des

5 42 Satz 1 AVG würde in das Gegenteil verkehrt9 wenn auch ein

Zahlungsausfall infolge Zahlungsunfähigkeit (insbesondere

wegen beengter wirtschaftlicher Verhältnisse) der Anwendung
dieser Alternative nicht entgegenstündeo

Auf die Revision der Beklagten ist deshalb das Urteil des

LSG aufzuheben° Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil

des SG ist zurückzuweisen° ‘

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzes° Da die Beigeladene offenbar keine außergericht—

lichen Kosten gehabt hat() besteht kein Anlaß? solche Kosten

der Klägerin aufzuerlegen°
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